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FÖDERALISMUS

Otto-Erich Geske

Die Finanzierung der ostdeutschen Länder 
nach dem Einigungsvertrag

Das drängendste finanzpolitische Problem ist gegenwärtig die Verbesserung der 
Finanzaustattung der ostdeutschen Bundesländer. Welche Regelungen sind hierzu im 

Einigungsvertrag getroffen? Wie und wann können die neuen Bundesländer in den 
Länderfinanzausgleich einbezogen werden?

Die Einbeziehung der ostdeutschen Länder in das be­
stehende Finanzsystem der bisherigen Bundesrepu­

blik wird ein langjähriger Prozeß sein. Solange die realen 
ökonomischen Verhältnisse in Ost-und in Westdeutsch­
land sich so stark wie gegenwärtig unterscheiden, ist es 
zwangsläufig, daß sich die divergierenden Entwick­
lungen in den beiden Wirtschaftsgebieten auch in den fi­
nanzwirtschaftlichen Größen und Relationen widerspie­
geln. Für die öffentliche Finanzwirtschaft in dem vereinig­
ten Deutschland stellen derartige Unterschiede in der 
Höhe der Einkommen, der Beschäftigung und der Steuer­
kraft, in der gesamten Infrastruktur und in der Leistungs­
fähigkeit der öffentlichen Verwaltung -  ganz zu schwei­
gen von den Defiziten im privaten Wirtschaftsbereich -  
völlig neue Probleme dar, bei denen Hinweise auf die bis­
herige Entwicklung in der Bundesrepublik wenig hilfreich 
sind.

Man kann heute schon davon ausgehen, daß der Pro­
zeß der Annäherung der Lebensverhältnisse in Ost- und 
Westdeutschland nicht nur 1991, sondern auch noch in 
den folgenden Jahren durch einen föderativen Finanz­
ausgleich mit einem großen Transfervolumen gefördert 
werden muß. Kann aber das bestehende Finanzaus­
gleichssystem mit so großen Unterschieden in der Fi­
nanzausstattung und im Finanzbedarf der Gebietskör­
perschaften fertig werden?

Wie dies meist bei Veränderungen des bundesstaatli­
chen Finanzausgleichssystem der Fall ist, so lassen sich 
auch beim Einigungsvertrag die Verhandlungsergeb­
nisse nur verstehen und werten, wenn man den Ablauf mit 
den verschiedenen Verhandlungs- und Beratungsstufen
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nachvollzieht und auch die zahlenmäßigen Auswirkun­
gen der verschiedenen Regelungsalternativen während 
dieses Prozesses berücksichtigt.

Eine folgenschwere Beschränkung

Der Text des Einigungsvertrags läßt sofort erkennen, 
daß das von der Bundesregierung und der Regierung der 
DDR angestrebte Ziel, grundsätzlich alle bestehenden 
Regelungen des bundesstaatlichen Finanzausgleichssy­
stems für die neuen ostdeutschen Länder zu überneh­
men, nicht erreicht wurde. Aber schon diese Zielvorgabe 
läßt eine folgenschwere Beschränkung erkennen. Nicht 
etwa die Schaffung und Sicherung einer für den Aufbau in 
den zukünftigen Ländern notwendigen Finanzausstat­
tung war das Ziel, sondern die Übertragung bzw. Über­
nahme von bundesrepublikanischen Rechtsvorschriften 
auf das Beitrittsgebiet DDR. Selbstverständlich kann eine 
Rechtsangleichung in beiden Teilen Deutschlands bei so 
unterschiedlichem wirtschaftlichen Entwicklungsstand 
nicht die Herstellung gleichwertiger Finanzbeziehungen 
bedeuten, und zwar weder für den einheitlichen DDR- 
Staatshaushalt noch für die spätere Ebene der Länder 
und ihrer Gemeinden. Soweit es in den Verhandlungen 
nicht um juristische, sondern um finanzwirtschaftliche 
Sachverhalte ging, wurden aber nur die Belastungen für 
die Haushalte der westdeutschen Gebietskörperschaften 
behandelt, während man Berechnungen der Finanzaus­
stattung des Zentral haushalts, der Länder oder der Ge­
meinden in der DDR als Grundlage, Inhalt oder Ergebnis 
der Regierungsverhandlungen vergeblich suchen wird. 
Das scheint aus heutiger Sicht unverständlich, denn dies 
bedeutete nichts anderes als eine Verschiebung erkenn­
barer Probleme, die nach ganz kurzer Zeit doch wieder 
zur Lösung anstehen werden.

Was ist nun der Grund dafür, daß die meisten der die 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen regelnden Bestim­
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mungen, die insbesondere in Art. 106 und 107 GG und 
den entsprechenden Ausführungsgesetzen enthalten 
sind, durch Sonderregelungen ersetzt wurden? Der Fi­
nanzteil des Einigungsvertrags gehörte zu den am mei­
sten umstrittenen Regelungsbereichen der Regierungs­
verhandlungen, und dies, obwohl wesentliche Teile der 
Finanzierungsregelungen schon lange festgelegt waren, 
bevor die Verhandlungen zum Einigungsvertrag über­
haupt begannen. Diese Teile hatten die Regierungschefs 
des Bundes und der alten Bundesländer durch gemein­
same Beschlüsse festgelegt, die in das Gesetz über den 
Staatsvertrag I übernommen worden waren. Diese Vorga­
ben hatten insbesondere die Nichteinbeziehung der zu 
bildenden ostdeutschen Länder in den bestehenden Län­
derfinanzausgleich und die an seine Stelle tretende Fi­
nanzierung durch den Fonds „Deutsche Einheit“ zum In­
halt.

Die Kosten der Einheit

Die Geschichte der Entwicklung der föderativen Fi­
nanzbeziehungen in Ostdeutschland beginnt also schon 
bei den Vorüberlegungen über die Beteiligung der alten 
Bundesländer an der Finanzierung des DDR-Staats- 
haushalts. Bereits im Februar 1990 entstanden Berech­
nungen über die Höhe der Beträge, die die westlichen 
Bundesländer abführen müßten, wenn die ostdeutschen 
Bundesländer in die geltenden Regelungen des Finanz­
ausgleichs unter den Ländern einbezogen würden. Be­
kanntgeworden sind die Berechnungen der Finanzmini­
sterien der Länder Niedersachsen und Baden-Württem- 
berg. Beide kamen zu dem Ergebnis, daß von den alten

Ländern über einen Finanzausgleich zwischen den Län­
dern 10 bis 20 Mrd. DM jährlich aufgebracht und in die zu­
künftigen ostdeutschen Länder transferiert werden müß­
ten.

Aber woran konnte man in diesen frühen Berechnun­
gen den Zuschußbedarf der DDR messen, wenn keine 
aussagefähigen amtlichen Daten über die tatsächliche 
ökonomische Lage vorhanden waren und schon gar 
keine Zahlen, die die Lage der öffentlichen Haushalte un­
ter marktwirtschaftlichen Bedingungen Wiedergaben? 
Welche Daten konnte man der Berechnung überhaupt zu­
grunde legen bei einem Zustand der DDR, der durch eine 
ineffizente Kommandowirtschaft, politisch festgesetzte 
Preisen, hohe Produktabgaben und wenige Steuern, ei­
nen Zentralhaushalt, keine Länder, einen desolaten Ver­
sorgungszustand in der Infrastruktur usw. gekennzeich­
net war? Und auf welchem Umtauschkurs von DM-West 
zu Mark-Ost konnten diese Berechnungen basieren?

Ziel der Berechnungen war zunächst nur die Schät­
zung der auf die westdeutschen Länder zukommenden 
Belastung, und zwar bemessen in den Kategorien des be­
stehenden Finanzausgleichs unter den Ländern. Das war 
selbstverständlich nur eine Grobrechnung, die im we­
sentlichen von zwei Maßstäben ausging: zum einen von 
dem im bestehenden Finanzausgleichssystem vorgese­
henen Mindestausgleichsniveau von 95% der durch­
schnittlichen Finanzkraft aller Länder und zum anderen -  
als Indiz für die Wirtschaftskraft in der DDR-von einem 
geschätzten Steueraufkommen, das mit 50% der durch­
schnittlichen Pro-Kopf-Steuereinnahmen der westdeut-
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sehen Länder angesetzt wurde und das der damals ange­
nommenen gesamtwirtschaftlichen Produktivität der 
DDR-Wirtschaft im Verhältnis zur Bundesrepublik ent­
sprach. Die Höhe der Kosten der Einheit im horizontalen 
Finanzausgleich war damit direkt von der Höhe der erwar­
teten Steuereinnahmen in der DDR abhängig. Die Ergeb­
nisse ihrer Rechnungen veranlaßten die Bundesländer, 
sich frühzeitig und deutlich gegen die Einbeziehung der 
zukünftigen ostdeutschen Länder in den bestehenden Fi­
nanzausgleich unter den Ländern auszusprechen, des­
sen Anwendung die „prinzipielle Vergleichbarkeit der 
Bundesländer“ voraussetze.

Bei einem Gesamtvolumen des Länderfinanzaus­
gleichs im Sinne des Art. 107 Abs. 2 GG von 3,5 Mrd. DM1 
bedeuteten die sich aus den Berechnungen ergebenden 
Transfersummen von 10 bis 20 Mrd. DM jährlich nämlich, 
daß alle, auch die finanzschwachen Länder belastet wür­
den. Das wäre offensichtlich eine Überforderung der In­
stitution des seit 1970 in Art. 107 des Grundgesetzes vor­
gesehenen horizontalen Finanzausgleichs.

Länderfinanzausgieich oder Fonds?

Aus der sich öffentlich vollziehenden Meinungsbildung 
der Länder über die Finanzierung der Kosten der Einheit 
ist erkennbar, daß alle Länder gegen die Übertragung des 
geltenden Länderfinanzausgleichs auf die DDR und für 
eine Finanzierung durch die Einsparung von teilungsbe­
dingten Kosten im Bundeshaushalt sowie für eine Fonds­
lösung als längerfristiges Finanzierungselement waren.

Der Bund hatte seit Ende März von den Ländern die 
Übernahme von Finanzierungslasten durch eine Neuge­
staltung der Finanzausgleichsbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern verlangt. Diese mit der kommenden 
Entwicklung in der DDR verbundenen Forderungen über­
lagerten und verdrängten die bereits laufenden Bund- 
Länder-Verhandlungen über eine zum 1. Januar 1991 er­
forderliche Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile. Der 
Bundesfinanzminister hatte dazu bereits eine Bundesfor­
derung gegen die Länder ab 1991 in der Größenordnung 
von 10 Mrd. DM ausgerechnet, was zu einer Erhöhung 
des Bundesanteils von 65% des Aufkommens um 6 Pro­
zentpunkte auf eine Verteilungsrelation von 71 % für den 
Bund und 29% für die Länder geführt hätte -  und dies un­
abhängig von den neu hinzukommenden DDR-Finanzie- 
rungskosten!

Am 20. April 1990 fand ein Finanzministertreffen statt, 
bei dem der Bundesfinanzminister Dr. Waigel den Finanz-

1 1989; nachrichtlich: Bundesergänzungszuweisungen von 2,7 Mrd. 
DM.

2 Siehe Bundesregierung in BT-Drs. 11/8164, S. 7.
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ministem und -Senatoren der Länder vortrug, wie er sich 
die gemeinsame Finanzverantwortung für die mit der 
deutsch-deutschen Vereinigung verbundenen Lasten 
vorstellte. Die Länder sollten sich zu einem Drittel an der 
Deckung des Haushaltsdefizits in der DDR beteiligen; 
der Bund und die DDR sollten ebenfalls je ein Drittel auf­
bringen. Bei der ohnehin anstehenden Neuverteilung der 
Umsatzsteuern sollte für zwei Jahre ein bestimmter Be­
trag vorab als zweckgebundener „Solidarbeitrag“ für In­
vestitionen und Infrastrukturbeihilfen in der DDR vorge­
sehen werden, der über den Bundeshaushalt an die 
neuen Bundesländer weitergeleitet wird2.

Obwohl der Bundesfinanzminister noch nicht präzi­
sierte, auf wieviel Prozent des Umsatzsteueraufkom­
mens die Länder zugunsten der DDR verzichten sollten, 
so hatte er in diesem Zusammenhang doch darauf hinge­
wiesen, daß nach den baden-württembergischen Modell­
rechnungen über den horizontalen Finanzausgleich die 
Leistungen der westlichen Bundesländer an die DDR- 
Länder etwa 20 Mrd. DM ausmachen würden3. Außerdem 
hatte der Bundesfinanzminister den Länderfinanzmini­
stern „Simulationsmodelle mit großen Schätzspannen“ 
vorgelegt4, aus denen sich die für die DDR-Haushalte zu 
erwartenden Defizite ergaben, und zwar 20 bis 40 Mrd. 
DM für das zweite Halbjahr 1990 und 40 bis 60 Mrd. DM 
für 1991.

Diese Zahlen -d .h . maximal 60 Mrd. DM für 1991, von 
denen je 20 Mrd. DM vom Bund und von den westlichen 
Ländern zu tragen sind-wurden seit dem 20.3.1990 zur 
Richtgröße für die Höhe der Kosten, die von den Gebiets­
körperschaften in der Bundesrepublik für den deutsch­
deutschen Einigungsprozeß aufzubringen sein werden.

Der Fonds „Deutsche Einheit“

Am 16. Mai 1990 hatten die Regierungschefs von Bund 
und Ländern -  nach entsprechenden Vorarbeiten ihrer Fi­
nanzminister5,6 -  die Errichtung des Fonds „Deutsche 
Einheit“ beschlossen, in den der Bund in vier Jahren 20 
Mrd. DM aus Einsparungen einbringt, während die übri­
gen 95 Mrd. DM je zur Hälfte vom Bund und von den alten 
Ländern durch Kreditaufnahmen finanziert werden. Die 
Zahlungen in den Fonds sind in den kommenden vierein­
halb Jahren vorzunehmen, die Tilgung in dreißig Jahren. 
Gleichzeitig wurde vereinbart, daß der Länderfinanzaus­
gleich bis 1994 auf die westdeutschen Länder begrenzt 
bleibt, daß die Finanzbeziehungen zwischen Bund und 
Ländern (insbesondere Länderfinanzausgleich und Bun-

3 Siehe Bundesregierung, a.a.O.

4 Siehe „Waigel: Unser Angebot an die DDR ist die Obergrenze des Ak­
zeptablen“ , in: Welt am Sonntag vom 29. April 1990.
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desergänzungszuweisungen) mit Wirkung ab 1.1.1995 
neu geregelt werden müssen und daß die Umsatzsteuer­
verteilung zwischen Bund und Ländern über 1990 hinaus 
bis einschließlich 1992 weitergilt.

Der gemeinsame Beschluß der Regierungschefs von 
Bund und Ländern vom 16. Mai 1990 wurde Bestandteil 
des Gesetzes zum Staatsvertrag I7. Wesentlich für die 
Bund/Länder-Finanzierung des Fonds „Deutsche Ein­
heit“ ist eine klärende Feststellung aus den Beratungen 
dieses Gesetzentwurfs im Bundesrat, die in der Stellung­
nahme des Bundesrats und der Gegenäußerung der Bun­
desregierung enthalten ist8. Hier stellte der Bundesrat in 
Übereinstimmung mit der Bundesregierung fest, daß die 
Höhe der Länderbeteiligung an den „Kosten der Einheit“ 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf abschließend ge­
regelt sei und daß Risiken, die über die festgestellten Be­
träge hinausgehen, daher vom Bund zu tragen seien. In 
der Gegenäußerung bestätigte die Bundesregierung aus­
drücklich, daß dieser Feststellung nicht widersprochen 
werde.

Einseitige Vorteilsregelung?

Der Beschluß der Regierungschefs vom 16. Mai 1990 
ist in der Öffentlichkeit vielfach als eine einseitige Vor­
teilsregelung für die Länder angesehen worden, mit der 
es ihnen gelungen sei, ihre Belastungen aus der deut­
schen Einheit in engen Grenzen zu halten. Aber aus der 
Sicht der Länder „drohte“ ihren Haushalten für 1991 aus 
der normalen Umsatzsteuerneuverteilung eine Bundes­
forderung von 10 Mrd. DM mit einer Absenkung ihres Um­
satzsteueranteils von 35% auf 29%. Auch wenn die Län­
der das Ausmaß der Forderung nur als eine übliche über­
höhte Ausgangsposition des Bundes ansahen, so hatten 
sie die darüber hinausgehende weitere 20-Mrd.-DM-Be- 
lastung der Länder für ein Drittel der DDR-Defizite in 1991 
doch als eine „Horrorzahl“ empfunden. Diese Umsatz­
steuerabführung in einen Sondertopf (DDR) hätte für sie 
einen Verlust von weiteren 13 Umsatzsteuerpunkten be­
deutet.

Von der am Anfang herrschenden Vorstellung her ge­
sehen, die vorübergehenden Kosten der Einheit sollten 
weitgehend durch die Streichung aller Kosten der Teilung 
aus dem Bundeshaushalt finanziert werden, war es ein 
weiter Weg für die Länder, sich statt dessen mit 47,5 Mrd.

5 Die wesentlichen Elemente dieser Vereinbarung waren bereits am 
Vortag von den Finanzministern als Kompromißvorschlag formuliert 
worden; der Bundesfinanzminister hatte die zeitliche Begrenzung für 
die Aufbringung der Finanzierungsmittel aufgegeben und hatte die 
Streckung über mehere Jahre durch eine Kreditfinanzierung, die der 
bayerische Finanzminister Tandler schon in der Besprechung der Fi­
nanzminister vom 20. April 1990 ins Gespräch gebracht hatte, akzep­
tiert.

DM in gleicher Höhe, mit gleichen Zinsen und Tilgungen 
wie der Bund an der Kreditfinanzierung eines Fonds be­
teiligen zu müssen, in den der Bund „nur“ 20 Mrd. DM tei­
lungsbedingte Einsparungen einbringt. Für die Länder 
zählten aber die Sicherung des bestehenden Länderfi­
nanzausgleichs für fünf Jahre und die gleichzeitige Ver­
längerung der Umsatzsteuerverteilungsregelung um 
zwei Jahre zu den Erfolgen in der gesamten Vereinba­
rung.

Aus der Sicht des Bundes war der kreditfinanzierte 
Sonderfonds durch die langgestreckten Zins- und Til­
gungslasten eine erhebliche Finanzierungserleichterung 
für den Bundeshaushalt, ließen sich so doch die Mittel für 
die DDR-Haushaltsdefizite beschaffen, ohne daß der 
Bundeshaushalt in den Jahren 1991 bis 1994 durch hohe 
Haushaltsleistungen und einen entsprechenden Anstieg 
der Ausgaben und der Verschuldung belastet würde.

Für die DDR und die neuen Länder war es schließlich 
gleichgültig, ob die notwendigen hohen Zuschüsse zur 
Defizitabdeckung aus Steuermitteln bzw. Kreditaufnah­
men des Bundeshaushalts oder aus einem überwiegend 
kreditfinanzierten Fonds aufgebracht wurden.

Weitere Mittel für die neuen Länder

Zeitweilig überlagert waren die Verhandlungen der bei­
den deutschen Delegationen durch einen öffentlichen 
„Steuerstreit“ zwischen dem Bundesfinanzminister und 
den Länderfinanzministern über die Verteilung der Um­
satzsteuer im vereinigten Deutschland. Inhalt des Streits 
war die Aufteilung des Umsatzsteueraufkommens soweit 
es den Ländern zustand -  und das waren nach dem Mai- 
Beschluß der Regierungschefs bis einschließlich 1992 
35% des gesamten Umsatzsteueraufkommens -  auf die 
einzelnen Länder. Nach Auffassung der Bundesregierung 
sollte „der gesamtdeutsche Länderanteil an der Umsatz­
steuer“ schon von 1991 an nach einem einheitlichen 
Schlüssel, der Einwohnerzahl, auf die westlichen und die 
östlichen Länder verteilt werden, wodurch das in den öst­
lichen Ländern erzielte niedrigere Umsatzsteueraufkom­
men wesentlich zu Lasten der westlichen Länder erhöht 
würde. Die westdeutschen Länder hatten darauf hinge­
wiesen, daß ihre Finanzierungslasten abschließend ge­

6 Die niedersächsische Finanzministerin Breuel hatte am 8.5.1990 ei­
nen ausformulierten Vorschlag eines 100 Mrd. „Deutschland Fonds zur 
Finanzierung der Kosten für die Vereinigung Deutschlands in einer 
Übergangszeit“ veröffentlicht; siehe Presseinformation der Presse­
stelle des Niedersächsischen Finanzministeriums Nr. 49/90 vom 8. Mai 
1990.

7 Siehe Art. 30 (Errichtung eines Fonds „Deutsche Einheit“ ) des Ge­
setzes zum Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts­
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik und der DDR.

8 Siehe BT-Drs. 11/7351, S. 5 und 8, zu Artikel 30 § 5.
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regelt worden waren und die föderativen Finanzbeziehun­
gen erst nach 1994 neu geordnet werden sollten. Die ost­
deutschen Länder sollten daher nur das Umsatzsteuer­
aufkommen erhalten, das ihnen nach ihrer Wirtschafts­
und Leistungskraft zustände.

Dieser Steuerstreit hatte sich daher bald auf den Streit 
über die Größe der Stufen reduziert, mit der das Umsatz­
steueraufkommen im Ostteil Deutschlands an die in der 
Bundesrepublik geltende Verteilung nach der Einwohner­
zahl angenähert werden soll, d.h. mit welchen prozentu­
alen Abschlägen das Umsatzsteueraufkommen für den 
Ostteil berechnet werden müßte. Das hing weitgehend 
von der Einschätzung über die wirtschaftliche Aufwärts­
entwicklung in den neuen Ländern ab und war damit eine 
sehr spekulative Entscheidung. Die Kompromißlösung9 
bewertete auch die Bundesregierung nicht als eine Frage 
des Länderfinanzausgleichs, sondern der richtigen Zu­
ordnung des Umsatzsteueraufkommens zwischen den 
Ländern10.

Der dargestellte Steuerstreit erhielt in der Öffentlich­
keit ein Gewicht, das aus finanzwirtschaftlicher Sicht 
dem tatsächlich erzielten Verhandlungsergebnis ange­
sichts der sich abzeichnenden schwierigen Finanzlage 
und hohen Schulden der neuen Länder und Gemeinden 
in der DDR überhaupt nicht entsprach.

Übergangsregelungen im Einigungsvertrag

Ein Bild über die Zeitpunkte und die Inhalte der Ent­
scheidungsprozesse in den kommenden Jahren über die 
geplanten dauerhaften Regelungen der Finanzbeziehun­
gen könnte man sich machen, wenn man berücksichtigt, 
welche Regelungen der bundesrepublikanischen Finanz­
verfassung im Einigungsvertrag übernommen worden 
sind und wo und mit welchen Fristen Übergangsregelun­
gen und aufgeschobene Lösungen gewählt wurden11.

Für die Finanzausstattung der westlichen Bundeslän­
der sind -  neben den verfassungsrechtlichen Bestim­
mungen über die Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a 
und 91 b GG, die Investitionshilfen- und die Geldlei­
stungsgesetze nach Art. 104 a GG -  vor allem die grund­
gesetzlichen Regelungen über die Steuerzuordnung und 
-Verteilung der Art. 106 und 107 GG von zentraler Bedeu­
tung. Welche dieser verfassungsrechtlichen Grundnor­
men für das bestehende föderative Finanzausgleichssy­
stem sind durch den Einigungsvertrag sofort wirksam ge­
worden und welche nicht?

9 Siehe in Art. 7 Abs. 3 des Einigungsvertrags für 1991: 55%, 1992: 
60%, 1993: 65%, 1994:70% des durchschnittlichen Umsatzsteueran­
teils pro Einwohner in den westdeutschen Ländern.

10 Siehe BT-Drs. 11/7880, S. 14.

□  Übernommen wurden die Bestimmungen des Art. 106 
GG, in denen geregelt ist, welche Steuern dem Bund, wel­
che den Ländern und welche beiden gemeinsam zuste­
hen. Das betrifft zunächst nur die mit dem Verfassungs­
text getroffenen grundsätzlichen Festlegungen und nicht 
die Ausführungsgesetze, in denen die Steueranteile ge­
regelt sind. Aber, so die Bundesregierung, „der Eini­
gungsvertrag gehe davon aus“ , daß insoweit für die jewei­
ligen Gemeinschaftssteuern (Einkommen-, Körper­
schaft* und Umsatzsteuer) in Gesamtdeutschland ein­
heitliche Anteilssätze für Bund und Länder gelten12.

□  Wenn es aber um die Festsetzung der Umsatzsteuer­
anteile von Bund und Ländern geht, dann findet die dazu 
in Art. 106 Abs. 3 GG vorgesehene Deckungsquotenbe­
rechnung und die entsprechende Neuregelungsverpflich­
tung des Art. 106 Abs. 4 GG bis Ende 1994 keine Anwen­
dung. Hier wird also der unterschiedlichen Ausgaben- 
und Einnahmenentwicklung in Ost und West ausdrück­
lich bis 1995 Rechnung getragen-obwohl die gegenwär­
tige Bund-Länder-Verteilung von 65% zu 35% bereits 
1992 ausläuft.

□  Ebenfalls durch eine Abänderung der Verfassungsre­
gelungen (Art. 106 Abs. 5 GG) ist -  wegen der fehlenden 
verwaltungsmäßigen Voraussetzungen -  bis Ende 1996 
die Ermittlung des Gemeindeanteils an der Einkommen­
steuer nicht auf der Grundlage der Einkommensteuerlei­
stungen ihrer Einwohner, sondern nach der Einwohner­
zahl der Gemeinden vorzunehmen.

□  Die Abänderung des Art. 106 Abs. 7 GG durch eine 
Einnahmegarantie für die Gemeinden von mindestens 
20% an dem Ländersteueraufkommen und am Länderan­
teil aus den Mitteln des Fonds „Deutsche Einheit“ soll 
dazu dienen, den Gemeinden für eine vierjährige Über­
gangszeit eine finanzielle Minimumausstattung zu si­
chern.

□  Übernommen aus Art. 107 GG wurden die horizontale 
Verteilung der Ländersteuern und der Einkommen- und 
Körperschaftsteuern auf die einzelnen Länder nach dem 
örtlichen Aufkommen sowie die Steuerzerlegung.

□  Bis Ende 1994 ausgesetzt ist die Verteilung des ge­
samtdeutschen Länderanteils an der Umsatzsteuer nach 
der Einwohnerzahl (Art. 107 Abs. 1 GG). Bis dahin gilt die 
dargestellte Regelung für die stufenweise Annäherung 
des niedrigeren Ostanteils an den westdeutschen Durch­
schnitt.

11 Die die zukünftige Haushaltsbelastung des Bundes und der Länder 
in Ost und West stark beeinflussende Verteilung der Schulden und des 
Vermögens in der DDR, wie sie im Einigungsvertrag geregelt wurde, 
kann aus Platzgründen hier nicht behandelt werden.

12 Siehe BT-Drs. 11/7961, S. 12.
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□  Ebenfalls ausgeschlossen bis Ende 1994 sind die in 
Art. 107 Abs. 1 GG vorgesehenen Ergänzungsanteile aus 
dem Umsatzsteueraufkommen, die zum Steuerkraftaus­
gleich für unterdurchschnittlich ausgestattete Länder die­
nen.

□  Ausgeschlossen wurde die Anwendung des Länderfi­
nanzausgleichs zwischen den westdeutschen und ost­
deutschen Ländern (Art. 107 Abs. 2 GG). Im Einigungs­
vertrag ist anstelle der Ergänzungsanteile und des Län­
derfinanzausgleichs die Verwendung der Mittel des 
Fonds „Deutsche Einheit“ vorgesehen13, deren Vertei­
lung auf Bundes-, Länder- und Gemeindeaufgaben im 
Staatsvertrag vom 18. Mai 1990, der vom Fortbestehen 
der DDR mit einem einheitlichen Staatshaushalt ausging, 
noch nicht geregelt war’4.

□  Schließlich scheiden auch Bundesergänzungszuwei­
sungen nach Art. 107 Abs. 2 GG aus15.

Unsichere Finanzausstattung

Mit dieser Darstellung wird deutlich, daß im Hinblick 
auf die neuen Bundesländer alle für die Länderfinanzen 
wesentlichen Dauerlösungen aufgeschoben sind. Ihnen 
werden für die nächsten vier Jahre nur die den Ländern 
und ihren Gemeinden zustehenden Steuereinnahmen 
(einschließlich der vereinbarten Umsatzsteuer-Abgren­
zung zwischen allen Ländern) und die Fondsmittel zur 
Verfügung stehen; hinzu kommen noch die sonstigen 
Einnahmen aus Gebühren und Beiträgen. Es besteht seit 
Monaten Übereinstimmung, daß auf dem Gebiet der ehe­
maligen DDR mit Steuereinnahmen von rund 45 Mrd. DM 
-ansteigend bis 1994 auf 65 Mrd. DM -gerechnet werden 
kann. Davon stehen 16 Mrd. DM -  ansteigend bis 1994 
auf 30 Mrd. DM -den Ländern und Gemeinden zu; der üb­
rige Teil dem Bund16. Die Fondsmittel für die neuen Län­
der und Gemeinden betragen 1991:30 Mrd. DM, 1992:24 
Mrd. DM, 1993:17 Mrd. DM und im letzten Jahr 1994:8,5 
Mrd. DM. Daraus ist für jeden einsichtig, daß die Finanz­
lage der neuen Länder und die Höhe ihrer Verschuldung 
von der künftigen Ausgabenentwicklung bestimmt wird.

Diese aber war und bleibt ein großer Unsicherheitsfak­
tor. Darin mag der Grund dafür liegen, daß man im Eini­
gungsvertrag Revisionsklauseln vorgesehen hat. Eine 
spezielle Überprüfungsbestimmung ist für die Stufenre­
gelung bei der Umsatzsteuerverteilung „für 1993 in Anse­
hung der dann vorhandenen Gegebenheiten“ aufgenom­

,3 Vgl. Bundesregierung in BT-Drs. 11/7961, S. 13.

14 Vgl. Bundesregierung in BT-Drs. 11/8008, S. 13.

15 So die Bundesregierung in BT-Drs. 11/7961, S. 13.

16 So auch die Steuerschätzung vom 20. 12. 1990.
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men worden. Außerdem soll nach Art. 7 Abs. 6 des Eini­
gungsvertrags „bei grundlegender Veränderung der Ge­
gebenheiten die Möglichkeit weiterer Hilfen zum ange­
messenen Ausgleich der Finanzkraft für die ostdeut­
schen Länder von Bund und Ländern gemeinsam geprüft 
werden“ .

Welche Bedeutung kann diesen Revisionsklauseln in 
den nächsten Monaten und Jahren zukommen? Die 
neuen Länder sind derzeit dabei, ihre Haushaltspläne 
1991 aufzustellen. Schon nach einem ersten Überblick 
über die Haushaltslage haben sie mit Bezug auf die Revi­
sionsklauseln Nachverhandlungen zu den Finanzrege­
lungen aus dem Einigungsvertrag verlangt. Aber worin 
soll denn die Geschäftsgrundlage für solche Nachver­
handlungen bestehen, und inwieweit traten hier seit der 
Verabschiedung des Einigungsvertrags grundlegende 
Veränderungen ein?

Denn nach der Formulierung in den Revisionsklauseln 
hielten die Delegationen eine vorzeitige Überprüfung ih­
rer Verhandlungergebnisse nur bei einer grundlegenden 
Veränderung der Gegebenheiten für notwendig und mög­
lich. Warum sie das erreichte Ergebnis aber bereits als ei­
nen angemessenen Finanzkraftausgleich für die neuen 
Länder ansahen, dafür gibt es keine Hinweise. Es hat nie 
Berechnungen über die Finanzausstattung der neuen 
Länder oder ihre angemessene Finanzkraft als Grund­
lage für Beratungen oder Kompromisse bei den deutsch­
deutschen Verhandlungen gegeben. Bei dem Ziel, einen 
schnellen Abschluß der Rechtsangleichungsbemühun­
gen zu erreichen, blieb keine Zeit, auch noch längerfri­
stige Lösungen für eine ökonomisch notwendige und fi­
nanzwirtschaftlich vertretbare Finanzausstattung der zu­
künftigen Länder zu beraten und zu schaffen. Beide Dele­
gationen haben es bewußt unterlassen, den Verhandlun­
gen Berechnungen über die sich aus den Zwischener­
gebnissen ableitbare Finanzentwicklung in den neuen 
Ländern zugrunde zu legen17. Sie gingen von den im 
Staatsvertrag I festgelegten Ausgaben- und Kreditrah­
men für den einheitlichen DDR-Staatshaushalt 1990 und 
1991 aus, auch wenn diese faktisch schon Mitte 1990 
durch die wirtschaftliche Entwicklung, die unerwartet 
hohe Zunahme der Arbeitslosigkeit, den hohen Kreditbe­
darf usw. überholt waren. Der Staatsvertrag I begrenzte 
die Ausgaben in der DDR für 1991 auf 120 Mrd. DM.

17 Als dies der DDR-Finanzminister Dr. Romberg mit einer Modellrech­
nung vom 10. 8.1990 über die Entwicklung des Zentralhaushalts und 
der Länderhaushaltsebene in der DDR 1991 bis 1994 versuchte, wur­
den seine Bemühungen, auf die Höhe und die Dauerhaftigkeit der Län­
derverschuldung hinzuweisen, vom DDR-Ministerpräsidenten de Mai­
ziere abgeblockt und ihm die weitere Mitwirkung bei den Verhandlun­
gen untersagt.
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Während der DDR-Finanzminister Dr. Romberg in ei­
ner veröffentlichten Modellrechnung vom 10. 8. 1990 
rund 140 Mrd. DM Gesamtausgaben für 1991 -  bei einem 
Finanzierungsdefizit von 37 Mrd. DM -  als unterste 
Grenze ansah, hielten der Bundesfinanzminister und der 
DDR-Delegationsleiter Dr. Krause Ausgaben von insge­
samt 120 Mrd. DM für ausreichend und realisierbar. Der 
Bundesfinanzminister räumte später durch eine den 
westdeutschen Finanzministern vorgelegte Modellrech­
nung vom 28.8.1990 ein, daß es 1991 auch 140 oder 150 
Mrd. DM Ausgaben -  und 40 bzw. 50 Mrd. DM Neuver­
schuldung -  auf dem Gebiiet der früheren DDR werden 
könnten.

Notwendige Bestandsaufnahme

Wer sich also heute auf die Revisionsklausel berufen 
will, kann nicht grundlegend veränderte Gegebenheiten 
anführen, sondern kann nur darauf verweisen, daß beim 
Einigungsvertrag die Angemessenheit der Finanzaus­
stattung der neuen Länder in den Jahren bis 1994 nicht 
verhandelt, sondern ausgeklammert worden war18. Was 
demnach in diesem Jahr von den Ministerpräsidenten der 
neuen Länder begonnen wird, ist die Aufnahme von Ver­
handlungen über die Finanzausstattung ihrer Länder, die 
bisher für den Zeitraum bis 1994 noch nicht geführt wor­
den sind. Die Erfahrungen des vergangenen Jahres zei­
gen aber, daß derartige Finanzausgleichsverhandlungen 
erfolglos bleiben müssen, wenn nicht am Anfang eine Be­
standsaufnahme mit Fakten, Schätzungen und quantifi­
zierten Entwicklungen steht.

In diese Bestandsaufnahme gehört für eine Mehrjah­
resperiode eine realistische Einschätzung, wie hoch die 
Sozialleistungen in Ostdeutschland auch nach Auslaufen 
der Anschubfinanzierung im Sozialbereich noch sein 
werden; dazu zählen insbesondere die mit der Änderung 
des Wirtschaftssystems verbundenen Ausgaben, wie 
z.B. die Preissubventionen, aber auch die Kosten der 
Dauerarbeitslosigkeit, für das Wohngeld, die Sozialhilfe 
u.ä. Von zentraler Bedeutung ist auch eine Projektion der 
Haushaltsausgaben der neuen Länder, die beim Aufbau 
einer leistungsfähigen Verwaltung erheblich zunehmen 
werden. Um Aufschluß über die Belastungen und Vorteile 
der westdeutschen Gebietskörperschaften zu geben,

18 Es muß hier dahingestellt bleiben, ob dies nur am Zeitdruck und der 
Unerfahrenheit der ostdeutschen Delegation mit der föderativen Struk­
tur der Entscheidungsprozesse und des Finanzsystems der Bundesre­
publik lag. Es ist jedoch eine schwere Falschbewertung, wenn der DDR- 
Delegationsleister Dr. Krause am 14. 8.1990 vor der Presse erklärte, 
daß die Regelungen im Einigungsvertrag dem finanziellen Bedarf der 
Länder und Gemeinden der DDR Rechnung tragen würden und ihre Fi­
nanzausstattung jedem Vergleich mit der finanziellen Lage anderer 
Bundesländer standhielte.
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muß eine solche Bestandsaufnahme die künftig wegfal­
lenden teilungsbedingten Ausgaben und die einigungs­
bedingten zusätzlichen Einnahmen dieser Gebietskör­
perschaften enthalten. Das hohe Wohlstandsgefälle zwi­
schen Ost- und Westdeutschland erschwert die notwen­
digen längerfristigen Prognosen. Das wirkt sich erheblich 
bei der Schätzung der künftigen Lohnentwicklung aus, 
durch die die Personalkosten, aber auch die Steuerein­
nahmen der öffentlichen Haushalte in den neuen Ländern 
bestimmt werden. Die Lohnentwicklung wiederum hängt 
mit dem Beginn und der Stärke des wirtschaftlichen Auf­
schwungs in Ostdeutschland zusammen -  und darüber 
hat es bisher bekanntlich sehr unterschiedliche Vorstel­
lungen gegeben.

Neuauflage der Diskussionen

Heute dürfte Übereinstimmung darin bestehen, daß 
sich die strukturellen Probleme in den neuen Ländern in 
den kurzen Zeitspannen nicht lösen lassen, wie sie für 
Konjunkturzyklen typisch sind. Insofern bestätigt sich, 
daß zweijährige Finanzierungsregelungen, wie sie der 
Bundesfinanzminister noch im Mai 1990 vorgeschlagen 
hatte, der tatsächlichen Lage in den neuen Ländern we­
der von der Dauer noch von der Höhe her angemessen 
sind. Nach einer überzeugenden Bestandsaufnahme 
könnten in wenigen Monaten Regelungen beschlossen 
werden, die einen größeren Finanztransfer als bisher in 
die neuen Länder bewirken. Bis dahin wird es zu einer 
Neuauflage all der Diskussionen und Vorschläge des 
Jahres 1990 kommen. Man wird über die zu starke 
Degression bei den Leistungen aus dem Fonds 
„Deutsche Einheit“ ebenso streiten wie über die Umsatz­
steuerabgrenzung zwischen den Ländern; aber auch 
über die Konzentration von Strukturhilfemitteln auf die 
neuen Länder und über die Höhe der Haushaltseinspa­
rungen des Bundes.

Es wird schließlich wirkliche Übergangsregelungen für 
die Finanzausstattung der neuen Länder geben, die bei 
unerwarteten Entwicklungen später noch zu korrigieren 
sind. Und erst in vier bis fünf Jahren wird erkennbar wer­
den, welche gesamtdeutschen Regelungen auf Dauer 
getroffen werden können19. Bis dahin ist es unumgäng­
lich, daß die öffentliche Finanzwirtschaft in den neuen 
Ländern und den Gemeinden mit Finanztransfers auf der 
Basis von Übergangsregelungen leben und arbeiten 
muß, über deren Ausgestaltung allerdings noch in den 
kommenden Wochen und Monaten entschieden werden 
muß.

19 Auch R. P e f f e k o v e n :  Finanzausgleich im vereinten Deutsch­
land, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 70. Jg. (1990), H. 7, S. 346ff., hält eine 
Eingliederung der ostdeutschen Länder in den bestehenden Länder­
finanzausgleich auch nach 1994 noch für ausgeschlossen.
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